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Gefeh - Sammlung 
. für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 8970.) Geſetz, betreffend den weiteren Erwerb von Privateiſenbahnen für den Staat. 


Vom 24. Januar 1884. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


$.1. 


Die Staatsregierung wird unter Genehmigung der beigedruckten Verträge, 


nämlich: 


1) des Vertrages vom 20./23. Oktober 1883, betreffend den Uebergang des 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 

2) des Vertrages vom 12./16. Oktober 1883, betreffend den Uebergang des 
Breslau-Schweidnig- Freiburger Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 

3) des Vertrages vom 20./24. Oktober 1883, betreffend den Uebergang des 
Rechte-Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 


4) des Vertrages vom Et 1883, betreffend den Uebergang des Pofen- 


Creuzburger Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 
5) des Vertrages vom oe 1883, betreffend den Uebergang des Altona- 


1. November 
Kieler Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 
6) des Vertrages vom 16. Mai 1883, betreffend den Erwerb des im Fürſten⸗ 
thum Schaumburg-Lippe belegenen Theiles der Hannover⸗Mindener Eifen- 
bahn für den Preußiſchen Staat, 


zur Verwaltung und zum Betriebe 


1) der Oberſchleſiſchen, 

2) der Breslau-Schweidnitz-Freiburger, 
3) der Rechte-Oder⸗Ufer⸗, 

4) der Altona⸗Kieler Eiſenbahn, 
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ſowie zur käuflichen Uebernahme des Eigenthums 
5) der Poſen-Creuzburger Eiſenbahn, 
6) des im Fürſtlich Schaumburg ⸗Lippiſchen Gebiete belegenen Theiles der 
Hannover⸗Mindener Eiſenbahn 5 
nach Maßgabe der bezüglichen Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 


$. 2. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, 


1) nach Maßgabe der im $. 1 sub 1 bis 5 gedachten Verträge den Um— 

tauſch von 
a) 81.042 900 Mark Stammaktien Litt. A, 

C, D, E der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 

geſellſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen 

der 4 prozentigen konſolidirten Anleihe zum 

Vetta eee, ae 212 737 612 Mark 50 Pf., 
b) 3527 100 Mark Stammaktien Litt. B 

der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft in 

Staatsſchuldverſchreibungen derſelben An 

leihe zum Betrage vr 6 701490 — 
e) 38 250 000 Mark Stammaktien der Bres⸗ 

lau⸗Schweidnitz Freiburger Eiſenbahngeſell— 

ſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen der⸗ 

ſelben Anleihe zum Betrage von ...... 43 031 250 — 
d) 22 500 000 Mark Stammaktien der Rechte⸗ 

Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft in Staats⸗ 

ſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe zum 

„ EREr N RAR 41625000 » — 
e) 22 500 000 Mark Prioritäts⸗Stammaktien 

der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft 

in Staatsſchuldverſchreibungen derſelben 

Anleihe zum Betrage bon, %% 
) 14 205 000 Mark Stammaktien der Poſen⸗ 

enn Eiſenbahngeſellſchaft in Staats⸗ 

ſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe zum 
Betrace en ee 4 735 000-( 

g) 21600 000 Mark Prioritäts⸗Stammaktien 

der Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen der- 
ſelben Anleihe zum Betrage von ...... 2160000 » — 


zu übertragen .... 372 055 352 Mark 50 Pf., 


Uebertrag .. . . 372 055 352 Mark 50 Pf., 


h) 18450 000 Mark Stammaktien der 
Altona » Kieler Eiſenbahngeſellſchaft in 
Staatsſchuldverſchreibungen derſelben An⸗ 
leihe zum Betrage vonn 42 435 000 - — +» 


herbeizuführen und zu dieſem Zweck Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen zu dem darſtellbaren Be⸗ 
trage von. „ 414 490 500 Mark — Pf., 
ſowie 
2) nach Maßgabe des im $. 1 sub 6 gedachten 
Vertrages Staatsſchuldverſchreibungen zum Be⸗ 
matze vom a, nous. d e 13 000 000 — + 


mithin Staatsſchuldverſchreibungen der 4prozentigen 
konſolidirten Anleihe zu dem Geſammtbetrage von.. 427 490 500 Mark — Pf. 
auszugeben. 


8 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, 


in Gemäßheit der im §. 1 sub 1 bis 3 und 5 gedachten Verträge die 
Mittel zur Deckung 


J) der den Aktionären der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 

bahngeſellſchaft zu gewährenden baaren Zu⸗ | 

zahlung von d e e ee 4 228 500 Mark, 
2) der den Aktionären der Breslau-⸗Schweidnitz⸗ 

Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft zu gewährenden 

baaren Zuzahlung voof:nn rrrenneeener 1912 500 
3) der den Inhabern von Stammaktien und 

Prioritäts⸗Stammaktien der Rechte-Oder⸗Ufer⸗ 

Eiſenbahngeſellſchaft zu gewährenden baaren Zu- 

zahlung von . q ꝶ 2250000 - 
4) der den Aktionären der Altona-Kieler Eifenbahn- 

geſellſchaft zu gewährenden baaren Zuzahlung von 553 500 


alſo insgeſammt von .... 8 944 500 Mark 


aus den Reſerve- und Selbſtverſicherungsfonds beziehungsweiſe aus den Erneuerungs⸗ 
fonds der im $. 1 bezeichneten Eiſenbahngeſellſchaften, ſobald dieſe Fonds dem 
Staate zugefallen ſein werden, zu entnehmen. f 5 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 
ermächtigt, bei dem Umtauſch von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen / ſofern 
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die Anzahl der eingereichten Stücke den nach den abgeſchloſſenen Verträgen für 
den Umtauſch maßgebenden Verhältnißzahlen nicht entſpricht, die Ausgleichung 
des in Schuldverſchreibungen nicht darſtellbaren Ueberſchußbetrages durch Baar⸗ 
zahlung zu bewirken, wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent 
verminderten Kurſe, welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der 4pwzentigen 
konſolidirten Anleihe vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner Börſe 
bezahlt worden iſt, berechnet wird. 


8. 4. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, an Stelle der noch nicht begebenen 
Prioritäts⸗Obligationen der im §. 1 sub 1 bis 3 und 5 bezeichneten Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen, ſoweit ſich die weitere Begebung als unthunlich oder nach dem 
Ermeſſen des Finanzminiſters als nachtheilig erweiſen ſollte, nach Maßgabe des 
Bedürfniſſes für die in den Anleiheprivilegien bezeichneten Verwendungszwecke, 
Staatsſchuldverſchreibungen zu dem Betrage von 42232 900 Mark auszugeben. 


$. 5. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 

ermächtigt, demnächſt die Auflöſung 

der Oberſchleſiſchen, 

der Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger, 

der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ und 

der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft 
nach Maßgabe der im $. 1 ad 1 bis 3 und 5 bezeichneten Verträge herbeizuführen 
und bei der Auflöſung der im §. 1 ad 1 bis 5 bezeichneten Geſellſchaften unter 
Verwendung der im F. 2 sub a bis h bewilligten Mittel den Kaufpreis für den 
Erwerb der Bahnen zu zahlen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen und noch 
zu begebenden Anleihen dieſer Geſellſchaften, ſoweit dieſelben nicht inzwiſchen getilgt 
ſind, zur Rückzahlung beziehungsweiſe zum Umtauſche gegen Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen zu kündigen, auch die hierzu erforderlichen Geldbeträge durch Veräußerung 
eines entſprechenden Betrages von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 


$. 6. 


Ueber die Ausführung der im F. 5 getroffenen Beſtimmungen hat die 
Staatsregierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung Rechenſchaft zu geben. 
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Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuß, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld- 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen ($$. 2, 4 und 5), beſtimmt, ſoweit nicht 
durch die im $. 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der Finanz⸗ 
miniſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihen, wegen 
Annahme derſelben als pupillen- und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen Ver⸗ 
jährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


3 

Die Staatsregierung wird auf Grund des $. 5 sub a des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und 
Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion (Geſetz-Samml. S. 57), ermächtigt, die 
Verwaltung der Anleihekapitalien der im §. 1 bezeichneten Eiſenbahngeſellſchaften, 
ſoweit dieſe Anleihekapitalien vom Staate als Selbſtſchuldner übernommen ſind 
reſp. übernommen werden, der Haupwerwaltung der Staatsſchulden zu übertragen. 

Die behufs der Amortisation eingelöſten oder angekauften Obligationen 
beziehungsweiſe Aktien werden nach Vorſchrift des $. 17 des bezeichneten Geſetzes 
vom 24. Februar 1850 vernichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 


§. 9. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $. 1 bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen (beziehungsweiſe Eiſenbahntheile), ſowie über diejenigen Stammaktien be⸗ 
ziehungsweiſe Stamm⸗Prioritätsaktien der Schleswigſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum 
Nominalbetrage von 7 230 000 Mark, der Oldenburger Eiſenbahngeſellſchaft zum 
Nominalbetrage von 400 000 Mark und der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft zum Nominalbetrage von 300 000 Mark, welche dem Staat durch den 
Erwerb des Unternehmens der Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft zufallen werden, 
durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer 
des Landtages. Alle dieſer Vorſchrift entgegen einſeitig getroffenen Verfügungen 
ſind rechtsungültig. 

i $. 10. 

Bis zu einer anderweiten gefeglichen Regelung der Kommunalbeſteuerung 
der Eiſenbahnen finden die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen über die Ver⸗ 
pflichtung der Privateiſenbahnen zur Zahlung von Gemeinde“ Kreis- und Provinzial⸗ 
ſteuern auf die im §. 1 sub 1 bis 5 bezeichneten Eiſenbahnen auch nach dem 
Uebergange derſelben in die Verwaltung für Rechnung des Staates oder in 
das Eigenthum des Staates in gleicher Weiſe, wie bis zu dieſem Zeitpunkte, 
Anwendung. 
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Sofern nach dem Uebergang in das Eigenthum oder in die Verwaltung 
für Rechnung des Staates eine der in dieſem Geſetze bezeichneten Eiſenbahnen 
oder Theilſtrecken derſelben mit einer anderen dieſer Bahnen oder Theilſtrecken 
derſelben oder mit anderen dem Staate gehörigen oder für Rechnung des Staates 
betriebenen Bahnſtrecken zu einem Eiſenbahndirektionsbezirk vereinigt ſind oder noch 
vereinigt werden, und in Folge deſſen für eine Station des neugebildeten Eiſen⸗ 
bahndirektionsbezirkes ſich eine Verminderung des ſteuerpflichtigen Reinertrages er⸗ 
geben follte, fo iſt der Beſteuerung der Betrag des fteuerpflichtigen Reineinkommens 
der betreffenden Stationen nach dem Durchſchnitte der dem 1. April 1880 vor- 
angegangenen drei Steuerjahre zu Grunde zu legen. 


g. 11. 

Auf die Mitglieder der Beamtenpenſions-Kaſſen beziehungsweiſe ⸗Fonds bei 
den im §. 1 sub 1 bis 5 bezeichneten Eiſenbahnen, ſowie auf diejenigen Be⸗ 
amten, welche mit Rückſicht auf eine zu Gunſten ihrer Ehefrauen genommene 
anderweite Verſicherung von der ihnen ſonſt obliegenden Verpflichtung zur Theil⸗ 
nahme an dieſen Kaſſen beziehungsweiſe Fonds entbunden find, finden die Be 
ſtimmungen im erſten Abſatz des $. 23 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für 
die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882 
(Geſetz-Samml. S. 298) finngemäße Anwendung. 


$. 12. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. Januar 1884. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 
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Anlage 1. 


Vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Oberſchleſiſchen Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Vom 20./23. Oktober 1883. 


Zwischen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re⸗ 
gierungsrath Dr. Micke und den Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarien 
des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, ſowie den Geheimen Ober-Finanzrath 
Dr. Rüdorff und den Geheimen Finanzrath Schmidt als Kommiſſarien des 
Finanzminiſters, einerſeits und dem Geheimen Kommerzienrath Iſidor Frieden» 
thal, dem Banquier Friedrich Beyersdorf und dem Gerichtsaſſeſſor a. D. 
Ludwig Landsberg, ſämmtlich in Breslau wohnhaft, als den durch Beſchluß 
der Generalverſammlung vom 25. September 1883 für den Abſchluß dieſes Ver- 
trage? beſtellten Kommiſſarien der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, andererſeits 
iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter 
Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


. 1. 


Vom 1. Januar 1883 ab erfolgt die Verwaltung und der Betrieb des 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahnunternehmens, welche ſeither von der Königlichen Staats- 
regierung durch die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eſenbahn zu Breslau 
in Gemäßheit des Betriebsüberlaſſungsvertrages vom 17. September 1856 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 857 bis 864) für Rechnung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
geführt worden, ſowie die Verwaltung und der Betrieb der Stargard⸗Poſener 
SEEN in Gemäßheit der Beſtimmungen dieſes Vertrages für Rechnung des 

taates. 


$. 2. 

Vom 1. Januar 1883 ab gehen auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, einſchließlich 
des Bergwerksvermögens, der Kokesanſtalt und Chamottfabrik, ohne jede weitere 
Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt ift, über. Insbeſondere 
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fließt der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebs: 
koſten, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und Tilgung der Anleihen der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft erforderlichen Beträge und derjenigen Beträge, 
welche ſeitens derſelben auf Grund des unter dem 28. Mai 1866 Allerhöchſt 
beſtätigten Vertrages vom 23. März 1866 einerſeits als Zuſchüſſe zu den Betriebs⸗ 
foften der in Verwaltung und Betrieb genommenen Stargard-Poſener Eiſenbahn, 
andererſeits als Rente an dieſe Geſellſchaft zu zahlen ſind, verbleibende Reinertrag 
dem Staate ausſchließlich zu. 

Zu den Anleihen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ſind auch die 
Prioritätsanleihen der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft zu rechnen. 

Gleichzeitig übernimmt der Staat die ordnungsmäßige Unterhaltung und 
Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Betriebsmittel, ſowie auch die 
Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb des Unternehmens erforderlichen 
außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen dem Staate die Beſtände aller zum 
Vermögen der Geſellſchaft gehörigen Fonds, namentlich der Reſerve-, der Er- 
neuerungsfonds, ſowie des Feuerſelbſtverſicherungsfonds zur freien Verfügung an⸗ 
heimfallen und die auf die Verwendung und Verwaltung bezüglichen ſtatutariſchen 
Beſtimmungen außer Anwendung treten. 


$.. 3. 

Soweit nicht die geſetzlichen Vorſchriften entgegenſtehen oder durch dieſen 
Vertrag etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, gehen auf die mit der Verwaltung des Ober- 
ſchleſiſchen Eiſenbahnunternehmens betraute Königliche Behörde alle nach dern unter 
dem 13. Oktober 1856 Allerhöchſt beſtätigten Betriebsüberlaſſungsvertrage vom 
17. September 1856 der Generalverſammlung und dem Verwaltungsrathe zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe über. N 

Es verbleibt indeß in Bezug auf die Verwaltung bis zum 1. Januar 1884 
bei der Beſtimmung des §. 9 des am 13. Oktober 1856 Allerhöchſt beſtätigten 
Vertrages vom 17. September 1856, wonach die von der Königlichen Direktion 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn zu Breslau über die Verwaltung bis zu dieſem 
Zeitpunkte gelegten oder zu legenden Rechnungen von dem Verwaltungsrath zu 
revidiren und abzunehmen ſind. 

Für die Folge hat die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz und 
Gerichtsſtand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde (Alinea 1). Gegen- 
über den bisherigen Prioritäts⸗ und ſonſtigen Gläubigern der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie der mit ihr fuſionirten Geſellſchaften tritt jedoch eine 
Aenderung in dem Gerichtsſtande nicht ein. 

Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft wird nach Perfektion des Vertrages 
aus denjenigen Perſonen fortbeſtehen, welche denſelben zu dem gedachten Zeitpunkte 
bilden. Die Zahl der Mitglieder beziehungsweiſe Stellvertreter wird in der Weiſe 
allmählich auf 6 beziehungsweiſe 2 reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens ein- 
zelner Mitglieder beziehungsweiſe Stellvertreter durch Tod oder freiwilligen Aus- 
tritt eine Neuwahl unterbleibt. 


} 
1 
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/ 
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Im Uebrigen findet die Neuwahl der Mitglieder beziehungsweiſe Stell⸗ 
vertreter nach Maßgabe der Geſellſchaftsſtatuten, jedoch ohne Beſchränkung hin⸗ 
ſichtlich des Wohnortes der zu Wählenden ſtatt. Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt 
die Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. 

Der Verwaltungsrath hat zugleich das Intereſſe der Oberſchleſiſchen Eiſen— 
bahngeſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es fi) um die Erfüllung dieſes 
Vertrages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 
Dem Verwaltungsrath wird für das Betriebsjahr 1883 und für die folgenden 
Jahre bis zur Auflöſung der Geſellſchaft (§. 8) als Tantieme der Betrag von 
28 000 Mark mit der Maßgabe zur freien Verfügung geſtellt, daß dieſer ſich für 
jedes durch Tod oder freiwilligen Austritt ausſcheidende Mitglied um 1 750 Mark 
ermäßigt. Die Zahlung der Tantième erfolgt am 1. des auf den Schluß des 
Rechnungsjahres folgenden dritten Monats. 

Dem Verwaltungsrath wird zur Vertheilung an die mit Wahrnehmung 
ſeiner Bureaugeſchäfte betrauten Beamten aus dem Reſervefonds der Geſellſchaft 
ein einmaliger Betrag von 10 000 Mark überwieſen. 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Ober- 
ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel im zweiten Quartale des 
Rechnungsjahres ſtatt. 


F. 4. 


Der Staat gewährt den Inhabern der Stammaktien ſämmtlicher Kategorien 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft bis zum Eintritt der Liquidation (§. 8): 


1) an Stelle der bisher bezogenen feſten Zinſen von 3¼ Prozent und der 
Dividende eine feſte jährliche Rente von 10 ½ Prozent des Nominal⸗ 
betrages, alſo von 31,50 Mark pro Aktie à 300 Mark, welche mittels 
Abſtempelung auf den Aktien vermerkt wird, ſowie 


2) eine bei dieſer Abſtempelung fällig werdende baare Zuzahlung von 
15 Mark pro Aktie. 


Die Amortiſation der Stammaktien Litt. B erfolgt nach wie vor in 
ſtatutenmäßiger Weiſe. Die Zahlung der Rente geſchieht in der Weiſe, daß der 
Betrag von 1°, Prozent am 1. Juli desjenigen Jahres, für welches die Rente 
zu zahlen iſt, der Reſtbetrag am 2. Januar des folgenden Jahres gegen Rück⸗ 
gabe der bisherigen Zinskupons und Dividendenſcheine gezahlt wird. Nach der 
Fälligkeit des letzten derſelben werden gegen Rückgabe des bisherigen Talons neue 
Rentenkupons und Talons nach den anliegenden Formularen ausgereicht. Divi⸗ 
dendenſcheine reſp. Rentenkupons, welche nicht innerhalb vier Jahren nach dem 
Fälligkeitstermine zur Entgegennahme der Zahlung präſentirt werden, verfallen 
ohne Weiteres zum Vortheile des Beamtenpenſionsfonds der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn, jedoch mit der Maßgabe, daß die dem Fonds zugefloſſenen Renten⸗ 
beträge, ſoweit deren nachträgliche Zahlung bei ſpäterer Präſentation der Zins⸗ 
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papiere von dem Minifter der öffentlichen Arbeiten aus Billigkeitsrückſichten an⸗ 
geordnet werden ſollte, zurückzuerſtatten ſind. 


. 5. 


Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
mit Einſchluß der im F. 2 beſonders erwähnten Prioritätsgläubiger bleiben ihre 
Rechte bezüglich des Oberſchleſiſchen reſp. Stargard⸗Poſener Eiſenbahnunternehmens 
ungeſchmälert vorbehalten. 

Der Staat wird die Oberſchleſiſche Eiſenbahn nebſt allem Betriebsmaterial 
und ſonſtigem Zubehör zunächſt als einen getrennten Vermögenskompler verwalten. 
Der Staat iſt jedoch berechtigt, das geſammte Oberſchleſiſche Eiſenbahnunternehmen 
oder einzelne Theile deſſelben mit anderen Staats- oder vom Staate verwalteten 
Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung zu vereinigen. Zur Ver⸗ 
meidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, daß für dieſen Fall 
die Oberſchleſiſche Eiſenbahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben der vereinigten 
Bahnen in folgender Weiſe partizipirt: 

I) an den Koſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß der 
Bahnlänge; 
2) an den Koften der Bahnverwaltung nach Maßgabe der wirklichen 
Ausgaben; Ws 

3) an den Koſten für die Transportverwaltung nach Verhältniß der durch— 

laufenen Lokomotiv- und Wagenachskilometer. 

Im Falle der Abtrennung einzelner Theile des Unternehmens und der 
Vereinigung derſelben mit anderen Staats⸗ oder vom Staate verwalteten Privat⸗ 
eiſenbahnen zu einer gemeinſamen Verwaltung wird der Minifter der öffentlichen 
Arbeiten diejenige Königliche Behörde beſtimmen, welche die Funktionen des Vor— 
ſtandes der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wahrzunehmen hat. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt berechtigt, den Beginn des 
Rechnungsjahres für das Oberſchleſiſche Eiſenbahnunternehmen auf einen anderen 
Zeitpunkt als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern dieſe Ver⸗ 
legung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten Rechnungs⸗ 
jahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden Rech— 
nungsjahre zugerechnet. 

$. 6. 


Der Staat iſt berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus der Begebung 
der Prioritäts⸗Obligationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe 
des Bedürfniſſes zu verwenden, ſowie auch den noch nicht begebenen Theil der 
Prioritäts⸗Obligationen für Rechnung des Unternehmens zu begeben. 


a 


7. 


Der Staat ift verpflichtet, ſpäteſtens zum 2. Januar 1885 den Inhabern 
von Stammaktien der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft gegen Abtretung ihrer 
Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen Dividendenſcheinen 
und Talons, Staatsſchuldverſchreibungen der konſolidirten Anleihe, und zwar für 
je vier Aktien Litt. A, C, D und E vierprozentige Staatsſchuldverſchreibungen 
zum Nennwerthe von dreitauſend einhundert und fünfzig Mark, für je fünf 
Aktien Litt. B vierprozentige Staatsſchuldverſchreibungen zum Nennwerthe von 
zweitauſend achthundert und fünfzig Mark, anzubieten. 

Sofern bei dem Umtauſche die mit einzuliefernden Zinskupons und Divi⸗ 
dendenſcheine fehlen ſollten, werden die Kupons der Staatsſchuldverſchreibungen 
für die entſprechende Zeit zurückbehalten. Etwaige Differenzen zwiſchen dem 
Werthe der nicht zur Ablieferung gelangenden Zinskupons bezw. Dividenden⸗ 
ſcheine und dem Betrage der Zinskupons der Staatsſchuldverſchreibungen ſind 
baar auszugleichen. Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär 
der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich 
alsdann in der Weiſe, daß jede Aktie — einſchließlich der vom Staate im Wege 
der Amortiſation erworbenen Stammaktien Litt. B — Eine Stimme gewährt, 
wogegen die Vorſchriften im §. 28 des unter dem un 1841 Allerhöchſt be 
ſtätigten Statutes in der Faſſung des unterm 26. Februar 1842 genehmigten 
Statutnachtrages und des §. 5 des XVI. Statutnachtrages (Geſetz-Samml. 1869 
S. 945) außer Kraft treten. f * 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vier Wochen vor 
dem Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal 
in Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um⸗ 
tauſch wird der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 

Den Mitgliedern des Verwaltungsrathes und deren Stellvertretern bleiben 
bezüglich der von ihnen in ihrer amtlichen Eigenſchaft deponirten Aktien die in 
dieqſem Vertrage den Inhabern der Aktien eingeräumten Rechte bis zur Be⸗ 
endigung der im $. 8 vorgeſehenen Liquidation gewahrt. 


. 8. 


Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Staate das Recht ein, 
zu jeder Zeit, jedoch nicht vor dem Ablauf der für den Umtauſch der Aktien in 
Staatsſchuldverſchreibungen feſtgeſetzten Friſt (§. 7), das Eigenthum der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn mit ihrem geſammten unbeweglichen und beweglichen Zu: 
behör, insbeſondere mit ihrem Betriebsmaterial und Bergwerkseigenthum, über⸗ 
haupt mit allen an dem Unternehmen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn haftenden 
Rechten und Verpflichtungen zu erwerben und die Auflöſung der Oberſchleſiſchen 
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Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der nachſtehenden Beſtimmungen ohne Weiteres 
herbeizuführen. 
Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er: 
1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen ſowie alle ſonſtigen Schulden der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner zu übernehmen, 
2) den Liquidatoren den Kaufpreis von 132 364 350 Mark unter An⸗ 
rechnung des auf die umgetauſchten Aktien entfallenden Betrages behufs 
ſtatutmäßiger Vertheilung an die Inhaber der Aktien zur Verfügung 
zu ſtellen. 


Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden, rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Staates durch die vom Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnende Königliche Behörde bewirkt. 

Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staates erforder⸗ 
lichen Uebertragung des Grund- und Bergwerkseigenthums auf den Staat ſoll 
derjenige Beamte der Oberſchleſiſchen Verwaltung zur Abgabe der Auflaſſungs⸗ 
erklärungen ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche 
Eiſenbahnkommiſſariat zu Breslau, event. die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahn⸗ 
Aufſichtsbehörde benennen wird. 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, in anderer Weiſe 
ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu ändern 
oder auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern oder zu 
verpfänden. 8 0 


Dem bei der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn beſchäftigten Beamtenperſonale ver: 
bleiben die ihm der Geſellſchaft gegenüber zuſtehenden Rechte. Der Beamten— 
penſionsfonds der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Statute 
beſtehen; eine Aenderung des letzteren kann nur auf die in demſelben vorgeſehene 
Weiſe erfolgen. Der Staat tritt in alle rückſichtlich des erwähnten Fonds von 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die 
ſtatutenmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung 
der Bahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 


8. 10. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes- ! 


vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 


Se = 


Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1884 erlangt worden iſt. 


5 SA 
Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, 
ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 
F. 12. 


Der Staat ift berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


Fels. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 23. Oktober 1883. 
(L. S.) Rüdorff. (L. S.) Dr. Micke. 
(. S.) Schmidt. (L. S.) Kirchhoff. 
Breslau, den 20. Oktober 1883. 
(L. S.) Iſidor Friedenthal. 


(. S.) Friedrich Beyersdorf. 
(. S.) Ludwig Landsberg. 
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Serie 


— RNentenkupon 


für die 
Stammaktie Litt.— der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
M 
— Nark (in Buchſtabe n ) hat Inhaber dieſes 
Kupons vom 2. Januar —— (1. Juli .) ab aus de Kaſſe 
zu Breslau oder de zu Berlin zu erheben, ſofern nicht inzwiſchen 


die Auflöſung der Geſellſchaft gemäß F. 8 des von der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft unter dem 20./23. Oktober 1883 mit dem Staate abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages (Geſetz-Samml. de S. 9) erfolgt fein ſollte. 

Dieſer Kupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier 
Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur Zahlung präſentirt wird. 


. EC 
(Trockenſtempel.) (Facſimile.) 
Talon 
zu der 
Stammaktie Litt. — der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
n 

Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre —— gegen Einlieferung 
deſſelben die zu der vorbezeichneten Aktie auszufertigende . — te Serie der Renten: 
kupons pro . bis einſchließlich, ſofern nicht von dem In⸗ 


haber der Aktie bei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig Widerſpruch erhoben 
wird, in welchem Falle die Ausxeichung der neuen Kupons an den Inhaber der 
Aktie erfolgt. 


(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Facſimile.) 


Anlage 2. 


vertrag, 
betreffend 
den Uebergang des Breslau-Schweidnig- Freiburger Eiſenbahn⸗ 
unternehmens auf den Staat. 


Vom 12./16. Oktober 1883. 


Zwischen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen 
Regierungsrath Dr. Micke und den Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarien 
des Miniſters der öffentlichen Arbeiten und den Geheimen Ober⸗Finanzrath Dr. Rü⸗ 
dorff und den Geheimen Finanzrath Schmidt als Kommiſſarien des Finanz⸗ 
miniſters, einerſeits, und dem Direktorium der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen 
Genehmigung, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der 
Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft vom 19. September 1883 
folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. a 


§. 1. 

Die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Ver⸗ 
waltung und den Betrieb ihres ganzen Unternehmens ohne irgend welche Be— 
ſchränkung auf ewige Zeiten an den Staat. Zu dieſem Zwecke übergiebt das 
Direktorium der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft die Ver⸗ 
waltung und den Beſitz des geſammten beweglichen und unbeweglichen Vermögens 
der Geſellſchaft, ſowie die Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen 
oder von dem Direktorium der Geſellſchaft verwalteten, für die Zwecke des Unter: 
nehmens beſtimmten Fonds mit der im $. 9 vorgeſehenen Beſchränkung an die 
vom Staate zur Verwaltung deſſelben einzuſetzende Königliche Behörde. 


$. 2. 

Die Uebergabe wird am 1. des zweiten, auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. 

Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1883 ab die Verwaltung und der 
a der Breslau-Schweidnig- Freiburger Eiſenbahn für Rechnung des Staates 
erfolgen. 

Die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der 
Zwiſchenzeit die Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch 
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ihr Direktorium führen läßt, wird ſich folgeweiſe von der Unterzeichnung dieſes 
Vertrages ab in allen wichtigen Angelegenheiten der vorgängigen Zuſtimmung des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern, insbeſondere ohne ſolche Zuſtimmung 
weder eine Emiſſion der Aktien Litt. C und D vornehmen, noch wegen Emiſſion 
derſelben vertragliche Verbindlichkeiten eingehen. 

Vom 1. Januar 1883 ab gehen auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Breslau ⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft 
ohne jede weitere Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt iſt, 
über. Insbeſondere fließt der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs-, Unter- 
haltungs⸗ und Betriebskoſten, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und Tilgun 
der Anleihen der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft erforderlichen 
Beträge verbleibende Reinertrag dem Staate ausſchließlich zu. 

Mit dem Uebergange der Verwaltung übernimmt der Staat die ordnungs⸗ 
mäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Betriebs. 
mittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb des 
Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen dem 
Staate die Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen Fonds, 
namentlich des Reſervefonds und des Erneuerungsfonds, mit der im $. 9 
vorgeſehenen Beſchränkung zur freien Verfügung anheimfallen und die auf die 
Verwendung und Verwaltung bezüglichen ſtatutariſchen Beſtimmungen außer 
Anwendung treten. 


F. 3. 


Soweit nicht geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen oder durch dieſen Vertrag 
etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, gehen auf die zu errichtende Königliche Behörde ($. 1) 
alle in den durch Allerhöchſte Order vom 10. Februar 1843 beſtätigten Gefell- 
ſchaftsſtatuten und deren Nachträgen den Generalverſammlungen „dem Verwaltungs⸗ 
rathe, dem Ausſchuſſe und dem Direktorium beigelegten Befugniffe über. Dieſelbe 
vertritt die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich aller 
derſelben zuſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflichtungen und übt 
namentlich alle Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aftien- 
geſellſchaft zuſtehen. N 

Es verbleibt indeß in Bezug auf die Verwaltung bis zum Zeitpunkte des 


Ueberganges derſelben auf die Königliche Behörde bei der Beſtimmung der $$.57 


Nr. 2 und 24 Nr. 3 der Geſellſchaftsſtatuten, wonach die von dem Direktorium 
über die Verwaltung bis zu dieſem Zeitpunkte gelegten oder zu legenden Rechnungen 
von den Organen der Geſellſchaft zu prüfen und zu dechargiren ſind. 

Für die Folge hat die Breslau-Schweidnitz⸗ Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft 
ihren Sitz und Gerichtsſtand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. 

Gegenüber den bisherigen Prioritäts⸗ und ſonſtigen Gläubigern der Breslau⸗ 
Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft behält dieſe indeß ihren Gerichtsſtand 
in Breslau und ſoll in dieſer Beziehung die erwähnte Königliche Behörde der 
Gerichtsbarkeit in Breslau unterworfen ſein. 
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Die Beſtimmungen der Geſellſchaftsſtatuten über den Ausſchuß (vergl. ins⸗ 
beſondere $$. 53 ff.) treten mit dem im $. 2 Alinea ! dieſes Vertrages bezeichneten 
Zeitpunkte außer Kraft. Von demſelben Zeitpunkte ab werden die ſtatutmäßigen 
Befugniſſe des Ausſchuſſes, inſoweit dieſelben nicht nach Maßgabe dieſes Vertrages 
auf die einzuſetzende Königliche Behörde übergehen, vom Verwaltungsrathe wahr⸗ 
genommen. 

Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft beſteht, ſobald der Vertrag perfekt 
geworden iſt, aus denjenigen Perſonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte Mit⸗ 
glieder deſſelben find. Demſelben treten die jetzigen ſtellvertretenden Mitglieder 
als wirkliche Mitglieder bei. Die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes 
wird in der Weiſe allmählich auf ſechs reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens 
einzelner Mitglieder durch Tod oder freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. 
Im Uebrigen findet die Neuwahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes nach 
Maßgabe der Geſellſchaftsſtatuten, jedoch ohne Beſchränkung hinſichtlich des Wohn⸗ 
ortes der zu wählenden Mitglieder ſtatt. Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt die 
Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. 

Der Verwaltungsrath hat zugleich das Intereſſe der Breslau⸗Schweidnitz⸗ 
Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die 
Erfüllung dieſes Vertrages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergericht- 
lich zu vertreten. 

Die Mitglieder des Verwaltungsraths erhalten keine Remunerationen, ſondern 
nur Erſtattung für Auslagen und Koſten. 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Breslau⸗ 
Schweidnitz⸗ Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel im zweiten Quartale 
des Rechnungsjahres ſtatt. 


$. 4. 
Der Staat gewährt den Inhabern der Stammaktien der Breslau⸗ 
Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft bis zum Eintritt der Liquidation ($. 8): 
1) eine feſte jährliche Rente von 4½ Prozent des Nominalbetrages, alſo 
von 27 Mark pro Aktie, welche mittelſt Abſtempelung auf den Aktien 
vermerkt wird, ſowie 


2) eine bei dieſer Abſtempelung fällig werdende einmalige baare Zuzahlung 
von 30 Mark pro Aktie à 600 Mark. 


Die Zahlung der Rente erfolgt postnumerando am 2. Januar jeden 
Jahres gegen Rückgabe der bisherigen Dividendenſcheine. Nach der Fälligkeit des 
letzten derſelben werden gegen Rückgabe des bisherigen Talons Rentenkupons und 
Talons nach den anliegenden Formularen ausgereicht. 

7 Dividendenſcheine reſp. Rentenkupons, welche nicht innerhalb vier Jahren 
nach dem Fälligkeitstermin zur Entgegennahme der Zahlung präſentirt werden, 
verfallen ohne Weiteres zum Vortheil der Penſionskaſſe der Breslau⸗Schweidnitz⸗ 
Freiburger Eiſenbahnbeamten, jedoch mit der Maßgabe, daß die der Kaſſe zu⸗ 
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gefloſſenen Rentenbeträge, ſoweit deren nachträgliche Zahlung bei ſpäterer Prä⸗ 
ſentation der Zinspapiere von dem Minifter der öffentlichen Arbeiten aus Billigkeits⸗ 
rückſichten angeordnet werden ſollte, zurückzuerſtatten ſind. 


§. 5. 

Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft bleiben ihre Rechte bezüglich des Breslau⸗Schweidnitz⸗Frei⸗ 
burger Eiſenbahnunternehmens ungeſchmälert vorbehalten. Der Staat wird die 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn nebſt allem Betriebsmaterial und ſon⸗ 
ſtigem Zubehör zunächſt als einen getrennten Vermögenskomplex verwalten. 

Der Staat ift jedoch berechtigt, das geſammte Breslau-Schweidnitz⸗Frei⸗ 
burger Eiſenbahnunternehmen oder einzelne Theile deſſelben mit anderen Staats⸗ 
oder vom Staate verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung 
u vereinigen. Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, 
daß in dieſem Falle die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn an ſämmtlichen 
Betriebsausgaben der vereinigten Bahnen in folgender Weiſe partizipirt: 

1) an den Koſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß der 

Bahnlänge; 

2) an den Koſten der Bahnverwaltung nach Maßgabe der wirklichen Aus- 

gaben; 

3) an den Koſten für die Transportverwaltung nach Verhältniß der durch- 

laufenen Lokomotiv- und Wagenachskilometer. 

Im Falle der Abtrennung einzelner Theile des Unternehmens und der 
Vereinigung derſelben mit anderen Staats- oder vom Staate verwalteten Privat⸗ 
eiſenbahnen zu einer gemeinſamen Verwaltung, wird der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten diejenige Königliche Behörde beſtimmen, welche die Funktionen des Vor- 
ſtandes der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft wahrzunehmen hat. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt berechtigt, den Beginn des 
Rechnungsjahres für das Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahnunternehmen 
auf einen anderen Zeitpunkt, als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. 
Sofern dieſe Verlegung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten 
Rechnungsjahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden 
Rechnungsjahre zugerechnet. i 

§. 6. 


Der Staat ift berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus der Begebung 
der Prioritäts⸗ Obligationen der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes zu verwenden, ſowie auch den noch nicht begebenen 
Theil der Prioritäts⸗Obligationen für Rechnung des Unternehmens zu begeben. 
Da eine Begebung der noch im Portefeuille der Geſellſchaft befindlichen Stamm⸗ 
aktien (Litt. C und Litt. D) der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft nicht mehr ſtattfindet, fo find dieſelben zu vernichten. 


ar 
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Der Staat iſt verpflichtet, ſpäteſtens zum 1. Juli 1885 den Inhabern 
von Stammaktien der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Dividendenſcheinen und Talons, Staatsſchuldverſchreibungen der vierprozentigen 
konſolidirten Anleihe, und zwar für je vier Aktien à 600 Mark Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen zum Nennwerthe von Zweitauſend ſiebenhundert Mark anzubieten. 

Sofern bei dem Umtauſche die mit einzuliefernden Dividendenſcheine fehlen 
ſollten, werden die Kupons der Staatsſchuldverſchreibungen für die entſprechende 
Zeit zurückbehalten. Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär 
der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe feines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich 
von der Perfektion dieſes Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine 
Stimme gewährt, wogegen die Vorſchriften im F. 28 des eſellſchaftsſtatuts 
beziehungsweiſe Artikel 10 des unter dem 3. Januar 1870 Allerhöchſt beſtätigten 
Statutnachtrags außer Kraft treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vier Wochen vor 
dem Beginn des Umtauſches in den Geſelſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Umtauſche 
wird der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 

Den Mitgliedern des Verwaltungsrathes bleiben bezüglich der von ihnen 
in ihrer amtlichen Eigenſchaft deponirten Aktien, deren Zahl von fünf auf vier 
ermäßigt wird, die in dieſem Vertrage den Inhabern der Aktien eingeräumten 
Rechte bis zur Beendigung der im $. 8 vorgeſehenen Liquidation gewahrt. 


. 8. 

Die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Staate 
das Recht ein, zu jeder Zeit, jedoch nicht vor dem Ablauf der für den Umtauſch 
der Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen ($- 7) feſtzuſetzenden Friſt das Eigen- 
thum der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn mit ihrem geſammten un⸗ 
beweglichen und beweglichen Zubehör, insbeſondere mit ihrem Betriebsmaterial, 
überhaupt mit allen an dem Unternehmen der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahn haftenden Rechten und Verpflichtungen zu erwerben und die Auflöſung 
der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der nach⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen ohne Weiteres herbeizuführen. 

Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er 

1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen ſowie alle ſonſtigen Schulden der 

Breslau⸗Schweidnitz- Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner 
zu übernehmen; 

2) den Liquidatoren den Kaufpreis von 36 337 500 Mark unter Anrech⸗ 

nung des auf die umgetauſchten Aktien entfallenden Betrages behufs 
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ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Inhaber der Aktien zur Verfügung 
zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf- 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 

Die Liquidation erfolgt für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde. 

Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staates erforder⸗ 
lichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte 
der Breslau Schweidnig- Freiburger Verwaltung zur Abgabe der Auflaſſungs⸗ 
erklärungen ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eifen- 
bahnkommiſſariat zu Breslau, event. die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahn⸗ 
Aufſichtsbehörde benennen wird. 

Die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, 
in anderer Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unter: 
nehmens zu ändern oder auszudehnen oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu 
veräußern oder zu verpfänden, Aktien zu emittiren und Anleihen aufzunehmen. 


$. 9. 

Das geſammte Beamten- und Dienſtperſonal, mit Ausnahme der Mit- 
glieder des Direktoriums der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft, 
tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der 
Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueber— 
ganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Penſions- und Unterſtützungskaſſe der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahnbeamten und die allgemeinen Krankenkaſſen für die Beamten, Diätarien 
und Arbeiter bleiben nach den betreffenden Reglements beſtehen, wenn nicht mit 
Zustimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſen 
mit den entſprechenden Kaſſen der mit der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger zu 
einer Verwaltung vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privat⸗ 
bahnen zu Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Breslau— 
Schweidnitz⸗Freiburger Bahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglements⸗ 
mäßigen Rechte der Geſellſchaft und des Direktoriums werden künftig durch die 
mit der Verwaltung der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn beziehungsweise 
mit der Funktion des Vorſtandes der Geſellſchaft betraute Königliche Behörde 
ausgeübt. 

5 Die zeitigen beſoldeten Mitglieder des Direktoriums erhalten für den Fall des 
Ueberganges der Verwaltung des Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Unternehmens auf 
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den Staat die denfelben vertragsmäßig bereits zugeficherten e beziehungs⸗ 
weiſe Abfindungen im Höchſtbetrage von 800 000 Mark. Die unbeſoldeten Mit⸗ 
glieder des Direktoriums erhalten an Stelle der ihnen ſtatutenmäßig zu gewährenden 
Remunerationen eine einmalige Geſammtabfindung von 21000 Mark. Dieſe Ab⸗ 
findungen werden aus dem Reſervefonds beziehungsweiſe dem Erneuerungsfonds 
entnommen werden. Die Abfindungen der beſoldeten Mitglieder ermäßigen ſich, 
ſofern ein Abkommen wegen des Uebertritts einzelner Mitglieder in den Staats⸗ 
eiſenbahndienſt geſchloſſen werden ſollte, um die zu vereinbarenden Beträge. 


F. 10. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1884 erlangt worden iſt. 


F. 11. 


Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Be- 
ſtimmungen haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als dreizehnter Nachtrag zum Gefell- 
ſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 

§. 12. 


Der Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
$. 13. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 16. Oktober 1883. 
(L. S.) Rüdorff. (. S.) Dr. Micke. 
(L. S.) Schmidt. (L. S.) Kirchhoff. 
Breslau, den 12. Oktober 1883. 
Das Direktorium der Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Glauer. (L. S.) Ledermann. 
(L. S.) Molinari. 
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Stammaktie Litt. — der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
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—— Mark (in Buchſtaben —— hat Inhaber dieſes 
Kupons vom 2. Januar %%% ie init an; Ehe oder 
1 u Berlin zu erheben, ſofern nicht inzwiſchen die Auflöſung 


E ( —T—T— 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Facſimile.) 


Talon 


zu der 


Stammaktie Litt. der Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
N 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre —— gegen Einlieferung 


deſſelben die zu der vorbezeichneten Aktie auszufertigende . te Serie der Renten- 
kupons pro bis einſchließlich, ſofern nicht von dem Inhaber 
der Aktie bei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig Widerſpruch erhoben wird, in 
welchem Falle die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der Aktie erfolgt. 
den — ten 18 
I — 


(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Facſimile.) 
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Anlage 3. 


Dertrag, 


betreffend 


den Uebergang des Nechte-Oder-Ufer- Eifenbahnunternebmeng 
auf den Staat. 


Vom 20.24. Oktober 1883. 


Zwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re⸗ 
gierungsrath Dr. Micke und den Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarien 
des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, ſowie den Geheimen Ober-Finanzrath 
Dr. Rüdorff und den Geheimen Finanzrath Schmidt als Kommiſſarien des 
Finanzminiſters, einerſeits, und der Direktion der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft andererſeits, ift unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, 
ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der ge⸗ 
nannten Eiſenbahngeſellſchaft vom 27. September 1883 folgender Vertrag ab- 


geſchloſſen worden. 
§. 1. 


Die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Verwaltung und 
den Betrieb ihres ganzen Unternehmens ohne irgend welche Beſchränkung auf 
ewige Zeiten an den Staat. Zu dieſem Zwecke übergiebt die Direktion der Rechte⸗ 
Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft die Verwaltung und den Beſitz des geſammten 
beweglichen und unbeweglichen Vermögens der Geſellſchaft, ſowie die Beſtände 
aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen oder von der Direktion der Ge⸗ 
fellfchaft verwalteten, für die Zwecke des Unternehmens beſtimmten Fonds mit der 
im F. 9 vorgeſehenen Beſchränkung an die vom Staate zur Verwaltung deſſelben 
einzuſetzende Königliche Behörde. 


F. 2. 

Die Uebergabe wird am 1. des zweiten, auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. 

Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1883 ab die Verwaltung und der 
Betrieb der Nechte-Oder-Ufer-Eifenbahn für Rechnung des Staates erfolgen. 

Die Rechte⸗Oder-⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion 
führen läßt, wird ſich folgeweiſe von der Unterzeichnung dieſes Vertrages ab in 
allen wichtigen Angelegenheiten der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten verſichern. 

(Nr. 8970.) 


ut 


Vom 1. Januar 1883 ab gehen auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft ohne jede 
weitere Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt iſt, über. 
Insbeſondere fließt der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs, Unterhaltungs⸗ 
und Betriebskoſten, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und Tilgung der An⸗ 
leihen der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft erforderlichen Beträge verblei⸗ 
bende Reinertrag dem Staate ausſchließlich zu. 

Mit dem Uebergange der Verwaltung übernimmt der Staat die ordnungs⸗ 
mäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Betriebs— 
mittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb des 
Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen dem 
Staate die Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen Fonds, na— 
mentlich des Reſervefonds und des Erneuerungsfonds mit der im $. 9 vorgeſehenen 
Beſchränkung, zur freien Verfügung anheimfallen, und die auf die Verwendung 
und Verwaltung bezüglichen ſtatutariſchen Beſtimmungen außer Anwendung treten. 


6. 3. 


Soweit nicht geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen, oder durch dieſen Ver— 
trag etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, gehen auf die zu errichtende Königliche Behörde 
(§. 1) alle in den durch Allerhöchſte Order vom 1. Dezember 1856 und 13. No⸗ 
vember 1865 beſtätigten Geſellſchaftsſtatuten und deren Nachträgen der Direktion, 
ſowie auch den Generalverſammlungen und dem Verwaltungsrathe beigelegten Be— 
fugniſſe über. Dieſelbe vertritt die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich 
aller derſelben zuſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflichtungen und 
übt namentlich alle Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktien⸗ 
geſellſchaft zuſtehen. 5 

Es verbleibt indeß in Bezug auf die Verwaltung bis zum Zeitpunkt des 
Ueberganges derſelben auf die Königliche Behörde bei der Beſtimmung des 
F. 42 Nr. 8 der Geſellſchaftsſtatuten, wonach die von der Direktion über die 
Verwaltung bis zu dieſem Zeitpunkte gelegten oder zu legenden Rechnungen vom 
Verwaltungsrathe der Geſellſchaft zu prüfen und zu dechargiren find. Für die 
Folge hat die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz und Gerichtsſtand 
im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. Gegenüber den bisherigen 
Prioritäts- und ſonſtigen Gläubigern der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
behält dieſe indeß ihren Gerichtsſtand in Breslau, und ſoll in dieſer Bezehung 
die erwähnte Königliche Behörde der Gerichtsbarkeit in Breslau unterworfen ſein. 
Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft beſteht, ſobald der Vertrag perfekt geworden 
ift, aus denjenigen Perſonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte Mitglieder des. 
ſelben ſowie Stellvertreter der letzteren find. Die Zahl der Mitglieder wird in 
der Weiſe allmählich auf ſechs reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens einzelner 
Mitglieder durch Tod oder freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. Im 
Uebrigen findet die Neuwahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes nach Maß— 
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gabe der Geſellſchaftsſtatuten, jedoch ohne Beſchränkung hinſichtlich des Wohnortes 
der zu wählenden Mitglieder, ſtatt. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt die Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte 
der Mitglieder erforderlich. 

Der Verwaltungsrath hat zugleich das Intereſſe der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes 
Vertrages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Rechte⸗ 
Oder⸗Ufer-Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel im II. Quartale des Rech- 
nungsjahres ſtatt. 

$. 4. 

Der Staat gewährt den Inhabern der Aktien der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ oder 
Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft bis zum Eintritt der Liquidation (§. 8): 

1) eine feſte jährliche Rente von 77% Prozent des Nominalbetrages, alſo von 

44,10 Mark pro Stammaktie oder Prioritäts⸗Stammaktie & 600 Mark, 
welche mittelſt Abſtempelung auf den Aktien vermerkt wird, ſowie 

2) eine bei dieſer Abſtempelung fällig werdende einmalige baare Zuzahlung 

von 30 Mark pro Aktie. 

Die Zahlung der Rente erfolgt postnumerando am 2. Januar jeden Jahres 
gegen Rückgabe der bisherigen Diwidendenſcheine. Nach der Fälligkeit des letzten 
derſelben werden gegen Rückgabe des bisherigen Talons Rentenkupons und Talons 
nach den anliegenden Formularen ausgereicht. Dividendenſcheine reſp. Renten- 

5 kupons, welche nicht innerhalb vier Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur Ent⸗ 
gegennahme der Zahlung präfentirt werden, verfallen ohne Weiteres zum Vortheile 
der Penſionskaſſe der Rechte⸗Oder-⸗Ufer⸗Eiſenbahnbeamten, jedoch mit der Maß⸗ 
gabe, daß die der Kaſſe zugefloſſenen Rentenbeträge, ſoweit deren nachträgliche 
Zahlung bei ſpäterer Präſentation der Zinspapiere von dem Miniſter der öffent- 
lichen Arbeiten aus Billigkeitsrückſichten angeordnet werden ſollte, zurückzuerſtatten find. 

§. 5. 

Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bleiben die Rechte bezüglich des Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahnunternehmens 
ungeſchmälert vorbehalten. Der Staat wird die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn 
nebſt allem Betriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör zunächſt als einen getrennten 
Vermögenskomplex verwalten. 

Der Staat iſt jedoch berechtigt, das geſammte Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn⸗ 
unternehmen oder einzelne Theile deſſelben mit anderen Staats- oder vom Staate 
verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung zu vereinigen. 

Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, daß 
für dieſen Fall die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben 
der vereinigten Bahnen in folgender Weiſe partizipirt: 8 

J) an den Koſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß der 

Bahnlänge 
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2) an den Koſten der Bahnverwaltung nach Maßgabe der wirklichen 
Ausgaben; 

3) an den Koſten für die Transportperwaltung nach Verhältniß der durch— 

laufenen Lokomotiv⸗ und Wagenachskilometer. 

Im Falle der Abtrennung einzelner Theile des Unternehmens und der 
Vereinigung derſelben mit anderen Staats- oder vom Staate verwalteten Privat⸗ 
eiſenbahnen zu einer gemeinſamen Verwaltung wird der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten diejenige Königliche Behörde beſtimmen, welche die Funktionen des Vor- 
ſtandes der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft wahrzunehmen hat: 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt berechtigt, den Beginn des 
Rechnungsjahres für das Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahnunternehmen auf einen 
anderen Zeitpunkt, als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern dieſe 
Verlegung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten Rechnungs— 
jahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden Rechnungs- 
jahre zugerechnet. 8 6 


Der Staat iſt berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus der Begebung 
der Prioritäts⸗Obligationen der Rechte-Oder-⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft nach Maß⸗ 
gabe des Bedürfniſſes zu verwenden, ſowie auch den noch nicht begebenen Theil 
der Prioritäts⸗Obligationen für Rechnung des Unternehmens zu begeben. 


. 7. 


Der Staat iſt verpflichtet, ſpäteſtens vier Monate nach der Uebernahme 
der Verwaltung ſeitens des Staates den Inhabern von Aktien der Rechte-Oder⸗ 
Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft oder der Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Dividendenſcheinen und Talons, Staatsſchuldverſchreibungen der vierprozentigen 
konſolidirten Anleihe, und zwar für je fünf Stamm- beziehentlich Prioritäts⸗ 
Stammaktien Schuldverſchreibungen zum Geſammtwerthe von fünftauſend fünf⸗ 
hundert und fünfzig Mark anzubieten. 

Sofern bei dem Umtauſche die mit einzuliefernden Dividendenſcheine fehlen 
jollten, werden die Kupons der Staatsſchuldverſchreibungen für die entſprechende 
Zeit zurückbehalten. Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär 
der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht aus. a 

Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich von der Perfektion dieſes 
Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme gewährt, wogegen die 
Vorſchriften im §. 30 des Geſellſchaftsſtatuts außer Kraft treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vier Wochen vor 
dem Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal 
in Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um⸗ 
tauſche wird der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 


8 


Den unbeſoldeten Mitgliedern der Direktion werden die von ihnen in ihrer 
amtlichen Eigenſchaft deponirten Aktien nach dem Uebergange der Verwaltung des 
Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahnunternehmens auf den Staat alsbald zurückgegeben. 
Der $. 39 des am 28. Dezember 1868 Allerhöchſt beſtätigten Nachtrages zu den 
Geſellſchaftsſtatuten wird dahin abgeändert, daß jedes Mitglied des Verwaltungs⸗ 
rathes fünf Aktien beſitzen und für die Dauer feines Amtes deponiren muß. Die 
bisher über dieſe Zahl deponirten Aktien werden den Verwaltungsrathsmitgliedern 
alsbald nach der Perfektion dieſes Vertrages zurückgegeben. Den Mitgliedern des 
Verwaltungsraths bleiben bezüglich der von ihnen in ihrer amtlichen Eigenſchaft 
deponirten Aktien die in dieſem Vertrage den Inhabern der Aktien eingeräumten 
Rechte bis zur Beendigung der im $. 8 vorgeſehenen Liquidation gewahrt. 


$. 8. 


Die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Staate das Recht 
ein, zu jeder Zeit, jedoch nicht vor dem Ablauf der für den Umtauſch der Aktien 
in Staatsſchuldverſchreibungen feſtzuſetzenden Friſt ($. 7) das Eigenthum der 
Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn mit ihrem geſammten unbeweglichen und beweglichen 
Zubehör, insbeſondere mit ihrem Betriebsmaterial, überhaupt mit allen an dem 
Unternehmen der Rechte-Oder-Ufer⸗Eiſenbahn haftenden Rechten und Verpflich⸗ 
tungen zu erwerben und die Auflöſung der ee Alter eee 
auf Grund der nachftehenden Beſtimmungen ohne Weiteres herbeizuführen. Fall 
der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er 
1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen Schulden der 
Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner zu übernehmen; 

2) den Liquidatoren den Kaufpreis von 67500 000 Mark, unter Anrechnung 
des auf die umgetauſchten Aktien entfallenden Betrages behufs ſtatuten⸗ 
mäßiger Vertheilung an die Inhaber der Stammaktien und Prioritäts⸗ 
Stammaktien zur Verfügung zu ſtellen. 


Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreis abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Staates durch die vom Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten und dem Finanzminiſter zu bezeichnende Königliche Be— 
hörde bewirkt. 

Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staates erforder⸗ 
lichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte 
der Nechte-Oder-Ufer-Bahnverwaltung zur Abgabe der Auflaſſungserklärungen 

(Nr. 8970.) Tee 


Br WE = 


ermächtigt fein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eifenbahn- 
kommiſſariat zu Breslau, event. die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahn⸗Aufſichts⸗ 
behörde benennen wird. 

Die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, in anderer 
Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu 
ändern oder auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern oder 
zu verpfänden, Aktien zu emittiren und Anleihen aufzunehmen. 


b. 9. 


Das geſammte Beamten- und Dienftperfonal, mit Ausnahme der Mitglieder 
der Direktion der Rechte-Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft, tritt mit dem Uebergange 
des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der Königlichen Verwaltung 
über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueberganges beſtehenden 
Verträge zu erfüllen hat. Die Penſions⸗, Wittwen- und Unterſtützungskaſſe der 
Beamten der Rechte-Oder⸗Ufer-Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie die Arbeiter-Kranken⸗ 
kaſſe bleibt nach dem betreffenden Statut beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung 
der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſe mit den ent— 
ſprechenden Kaſſen der mit der Nechte-Oder-Ufer-Bahn zu einer Verwaltung 
vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu 
Stande kommt. f 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaffe von der Rechte⸗ 
Oder⸗Ufer-Bahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen 
Rechte der Geſellſchaft und der Direktion werden künftig durch die mit der Ver- 
waltung der Rechte-Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn beziehungsweiſe mit der Funktion des 
Vorſtandes der Geſellſchaft ($. 3) betraute Königliche Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen beſoldeten Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der Auf- 
gabe der ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen bei dem Uebergange der 
Verwaltung des Rechte-Oder-Ufer⸗Unternehmens auf den Staat eine ſeitens des 
Verwaltungsrathes nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende Abfindung. Dieſe Ab- 
findung ſoll für ſämmtliche Mitglieder der Direktion den Betrag von 695 000 Mark 
nicht überſteigen und aus dem Reſerve- reſp. Erneuerungsfonds entnommen werden. 

Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen des 
Uebertritts der einzelnen Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen werden 
ſollte, um die darin zu vereinbarenden Beträge. Gegen Aufgabe ihrer ftatuten- 
mäßigen Rechte und Kompetenzen erhalten die unbeſoldeten Mitglieder der Direktion 
für die Zeit vom 1. Januar 1883 bis 30. Juni 1889 ½ Prozent pro Jahr und 
Perſon der auf die Aktien zur Vertheilung gelangenden Rente von 72% Prozent. 
Bei Todesfällen wird die Jahresrate in dem auf das Todesjahr folgenden Januar 
zum letzten Male gezahlt. Die Zahlung erfolgt halbjährlich postnumerando, zum 
letzten Male am 30. Juni 1889. Eine Neuwahl von Mitgliedern der Direktion 
findet nicht mehr ſtatt. 


— 39 — 


6. 10. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 


vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 


Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1884 erlangt worden iſt. 
6:37, 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, fo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 

$. 12. 

Der Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 

Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
§. 13. 

Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 

Berlin, den 24. Oktober 1883. 

(L. S.) Rüdorff. (L. S.) Dr. Micke. 
(L. S.) Schmidt. (L. S.) Kirchhoff. 
Breslau, den 20. Oktober 1883. 


Die Direktion der Rechte-Oder-Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Grapow. 
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SEE a 
Rentenkupon 
für die 


(Prioritäts⸗) Stammaktie 7 der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 


— Mark (in Buchſtaben Fw 
dieſes Kupons vom 2. Januar ab aus der Kaſſe zu Breslau 
oder der zu Berlin zu erheben, ſofern nicht inzwiſchen die 


Auflöſung der Geſellſchaft gemäß $. 8 des von der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft unter dem 20./24. Oktober 1883 mit dem Staate abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages (Geſetz⸗Samml. de S. ) erfolgt fein ſollte. Dieſer Kupon wird 
ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen 4 Jahren nach dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Zahlung präſentirt wird. 

Ba De FIR ER 1.7 SE 


(Trockenſtempel.) (Unterſchrift in Facſimile.) 


Talon 


zu der 


(Prioritäts) Stammaktie % der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre gegen Einlieferung 
deſſelben die zu der vorbezeichneten Aktie auszufertigende . te Serie der Renten⸗ 
kupons fre 2 
Inhaber der Aktie bei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig Widerſpruch erhoben 
wird, in welchem Falle die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der 
Aktie erfolgt. 

N ** SSEIEBESNORENE,, ©. 


(Trockener Stempel.) Unterſchrift in Facſimile.) 


Jeinſchließlich, ſofern nicht von dem 


Anlage 4. 


vertrag, 
betreffend 
den Uebergang des Poſen-Creuzburger Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


27. September 
Vom 4 Biber 1883. 


Zpiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re 
gierungsrath Dr. Micke und den Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarien 
des Miniſters der öffentlichen Arbeiten und den Geheimen Ober⸗Finanzrath 
Dr: Rüdorff und den Geheimen Finanzrath Schmidt als Kommiſſarien des Finanz⸗ 
miniſters, einerſeits, und der Direktion der Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft 
andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie 
nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vor- 
genannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


. 1. 


Die Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen 
Staat ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zu— 
ſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es 
gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien- 
beſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Pofen-Creuzburger Eiſenbahnunter⸗ 
nehmen zustehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf 
den Preußiſchen Staat über. 

8. 2. 


Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Staate zu zahlende Kauf⸗ 
preis beträgt 9 000 000 Mark. 8 
Außerdem übernimmt der Staat die fünfprozentige Prioritätsanleihe, ſowie 
alle ſonſtigen Schulden der Poſen-Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſt— 
ſchuldner. 
$. 3. 


Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Poſen-⸗Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
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Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


F. 4. 


Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an 
den Inhabern von Aktien der Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft an Stelle 
ihres Antheils am Liquidationserlöſe gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zu⸗ 
gehörigen Dividendenſcheinen und Talons eine Abfindung anzubieten, und zwar: 

a) für je drei Stammaktien à 300 Mark eine Staatsſchuldverſchreibung der 
vierprozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von dreihundert 
Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Juli 1884, 

b) für je eine Prioritäts⸗Stammaktie à 600 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der vierprozentigen konſolidirten Anleihe des Preußiſchen Staates zum 
Nennwerthe von je ſechshundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit 
vom 1. Januar 1884. 7 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe ift ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um⸗ 
tauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


F. 5. 

Der Staat ift verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Gefell- 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab- 
tretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die umgetaufchten 
Aktien entfallenden Betrages ($. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die 
Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 

Die nicht begebenen 650 Stück Stammaktien werden vernichtet. 


$. 6. 
Die Uebergabe des Kaufobjekts wird am 1. des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. 
Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1884 ab Verwaltung und Betrieb 
der Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahn für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß 
alſo die Intraden der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 


1 


Die Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion 
führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der vor— 
gängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Die nach der Uebergabe des Kaufobjekts beim Baufonds nach Abzug der 
Einnahme von der Ausgabe ſich rechnungsmäßig ergebende Ueberzahlung wird 
aus dem Beſtande des Reſervefonds gedeckt. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Uebergabe des Kauf— 
objekts das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grund⸗ 
eigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte der Poſen⸗Creuzburger Ver⸗ 
waltung zur Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen in jedem 
einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Breslau event. die an 
deſſen Stelle getretene Eifenbahn-Auffichtsbehörde benennen wird. 


8. 7. 


Sofern die für das Betriebsjahr 1883 auf die Prioritäts⸗Stammaktien 
reſp. Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der Geſellſchaft 
noch nicht feſtgeſtellt fein ſollte, wird dieſelbe von dem Aufſichtsrathe in bisheriger 
ſtatutenmäßiger Weiſe feſtgeſtellt. a 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges deſſelben auf den Staat verbleibt es bei der Beſtimmung des F. 37 
Nr. 7 reſp. §. 21 Nr. 3 der Geſellſchaftsſtatuten mit der Maßgabe, daß der 
Aufſichtsrath der Geſellſchaft die von der Direktion über die Verwaltung bis zu 
dieſem Zeitpunkte gelegten oder zu legenden Rechnungen zu prüfen und zu dechar⸗ 
giren hat. 5 
Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahn— 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrath 
alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung von 
Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsraths, ſowie einer 
Neuwahl für ausſcheidende Mitglieder (F. 34 der Statuten) bedarf es fernerhin 
nicht mehr. Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe des Aufſichtsraths iſt die Anweſenheit 
der Hälfte der Mitglieder erforderlich 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsraths nach §. 40 des Geſellſchaftsſtatuts 
zuſtehende Remuneration wird zum letzten Male für das auf die Auflöſung der 
Geſellſchaft folgende volle Kalenderjahr gezahlt. Sofern zu dieſem Zeitpunkte 
die definitive Auflöſung des Aufſichtsraths, welche mit der Beendigung des 
Liquidationsverfahrens zu erfolgen hat, noch nicht eingetreten ſein ſollte, werden 
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den Mitgliedern des Aufſichtsraths für die ſpätere Zeit ihrer Thätigkeit nur die 
baaren Auslagen erſtattet. Die Höhe der Remuneration wird für die beiden 
letzten Jahre, für welche eine ſolche zu zahlen iſt, auf denjenigen Betrag feſt⸗ 
geſetzt, welcher für das vorhergehende Jahr zur Vertheilung gelangt iſt. 


$. 8. 

Das gefammte Beamten⸗ und Dienftperfonal der Poſen⸗Creuzburger 
Eiſenbahngeſellſchaft mit Ausnahme der Mitglieder der Direktion der Poſen⸗ 
Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf 
den Staat in den Dienſt der Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem 
Perſonale zur Zeit des Uebergangs beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamten⸗Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Poſen⸗Creuzburger 
Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, wenn nicht mit Zu⸗ 
ſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſe 
mit den entſprechenden Kaſſen der mit der Poſen⸗Creuzburger zu einer Verwaltung 
vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu Stande 
kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Poſen⸗ 
Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die regle⸗ 
mentsmäßigen Rechte der Geſellſchaft und der Direktion werden künftig durch die 
zur Verwaltung der Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde 
ausgeübt. 

’ Die zeitigen Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der Aufgabe der 
ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen beziehungsweiſe an Stelle der 
bewilligten Remuneration bei dem Uebergange der Verwaltung des Poſen— 
Creuzburger Unternehmens auf den Staat eine ſeitens des Verwaltungsraths nach 
billigem Ermeſſen zu beſtimmende Abfindung. Dieſe Abfindung ſoll für ſämmt⸗ 
liche Direktionsmitglieder den Betrag von 183 000 Mark nicht überſteigen und 
aus dem Erneuerungsfonds entnommen werden. Der vorbezeichnete Betrag er- 
mäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen des Uebertritts der einzelnen Mitglieder 
in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen werden ſollte, um die darin zu verein⸗ 
barenden Beträge. 

§. 9. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes— 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1884 erlangt worden iſt. 


$. 10. 


Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Poſen-Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 


De 
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haben, fo daß alſo diefer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzu⸗ 
ſehen iſt. 


F. 11. 


Der Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


$. 12. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 


Berlin, den 3. Oktober 1883. 
(. S.) Rüdorff. (. S.) Dr. Micke. 
(. S.) Schmidt. (. S.) Kirchhoff. 
Poſen, den 27. September 1883. 


Poſen-⸗Creuzburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Felix Guttmann. (L. S.) Ottomar Köhne. 
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Anlage 5. 


Vertrag, 
betreffend 
den Uebergang des Altona - Kieler Eiſenbahnunternehmens auf den Staat. 


Vom 31. Oktober 1883. 


1. November 


Jwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re 
gierungsrath Fleck und den Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarien des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten und den Geheimen Ober-Finanzrath Dr. Rüdorff 
und den Geheimen Finanzrath Schmidt als Kommiſſarien des Finanzminiſters, 
einerſeits, und der Direktion der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits, 
iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter 
Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der genannten Eifenbahn- 
geſellſchaft vom 13. Oktober 1883 folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


8.1. 


Die Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Verwaltung und den 
Betrieb ihres ganzen Unternehmens einſchließlich der Schleswigſchen Bahnen ohne 
irgend welche Beſchränkung auf ewige Zeiten an den Staat. Zu dieſem Zwecke 
übergiebt die Direktion der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft die Verwaltung 
und den Beſitz des geſammten beweglichen und unbeweglichen Vermögens der 
Geſellſchaft, ſowie die Verwaltung und den Beſitz der Schleswigſchen Bahnen 
und die Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen oder von der 
Direktion der Geſellſchaft verwalteten, für die Zwecke des Unternehmens beftimmten 
Fonds mit der im F. 9 vorgeſehenen Beſchränkung an die vom Staate zur Ver⸗ 
waltung deſſelben einzuſetzende Königliche Behörde. 


6. 2. 


Die Uebergabe wird am 1. des zweiten, auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. 

Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1883 ab die Verwaltung und der 
Betrieb der Altona-Kieler Eiſenbahn für Rechnung des Staates erfolgen. 

Die Altona Kieler Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die Ver 
waltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion führen 
läßt, wird ſich folgeweiſe von der Unterzeichnung dieſes Vertrages ab in allen 


AR Ye 


wichtigen Angelegenheiten der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffent⸗ 
lichen Arbeiten verſichern. 

Vom 1. Januar 1883 ab gehen auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft ohne jede 
weitere Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt iſt, über. 
Insbeſondere fließt der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs-, Unterhaltungs⸗ 
und Betriebskoſten, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und Tilgung der An⸗ 
leihen der Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft erforderlichen Beträge und derjenigen 
Beträge, welche ſeitens derſelben auf Grund des Vertrages vom 4. Auguſt 1865 
für die Rente der Stammaktien und Verzinſung, ſowie Amortiſation der Prioritäts⸗ 
Obligationen der Schleswigſchen Eiſenbahnen aus den Betriebsüberſchüſſen der 
Altona⸗Kieler Eiſenbahn zu verwenden find, verbleibende Reinertrag dem Staate 
ausſchließlich zu. 

Mit dem Uebergange der Verwaltung übernimmt der Staat die ordnungs⸗ 
mäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Betriebs— 
mittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb des 
Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen dem 
Staate die Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen Fonds, 
namentlich des Reſervefonds mit der im S. 9 vorgeſehenen Beſchränkung, zur 
freien Verfügung anheimfallen, und die auf die Verwendung und Verwaltung 
bezüglichen ſtatutariſchen Beſtimmungen außer Anwendung treten. 

Den Reſervefonds der Schleswigſchen Bahnen wird der Staat ſeiner Be⸗ 
ſtimmung gemäß weiter verwalten. 


$. 3. 

Soweit nicht geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen, oder durch dieſen Vertrag 
etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, gehen auf die zu errichtende Königliche Behörde (F. 1) 
alle in dem durch Allerhöchſte Order vom 9. September 1877 beſtätigten revi⸗ 
dirten Geſellſchaftsſtatut der Direktion, ſowie auch den Generalverſammlungen 
und dem Verwaltungsrathe beigelegten Befugniſſe über. Dieſelbe vertritt die 
Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich aller derſelben zustehenden Berechti⸗ 
gungen und obliegenden Verpflichtungen und übt namentlich alle Befugniſſe aus, 
welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft zuſtehen. Es verbleibt indeß 
in Bezug auf die Verwaltung bis zum Zeitpunkte des Ueberganges derſelben auf 
die Königliche Behörde bei der Beſtimmung des F. 33 des revidirten Geſellſchafts— 
ſtatuts, wonach die von der Direktion über die Verwaltung bis zu dieſem Zeit- 
punkte gelegten oder zu legenden Rechnungen vom Verwaltungsrathe der Geſell— 
ſchaft zu prüfen und zu dechargiren ſind. Für die Folge hat die Altona-Kieler 
Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz und Gerichtsſtand im Domizile der gedachten 
Königlichen Behörde. Gegenüber den bisherigen Prioritäts- und ſonſtigen Gläu⸗ 
bigern der Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft behält dieſe indeß ihren Gerichtsſtand 
in Altona, und ſoll in dieſer Beziehung die erwähnte Königliche Behörde der 
Gerichtsbarkeit in Altona unterworfen ſein. Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft 
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befteht, ſobald der Vertrag perfekt geworden iſt, aus denjenigen Perſonen, welche 
zu dem gedachten Zeitpunkte Mitglieder deſſelben ſind. Die Zahl der Mitglieder 
wird in der Weiſe allmählich auf ſechs reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens 
einzelner Mitglieder durch Tod oder freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. 
Im Uebrigen findet die Neuwahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes nach 
Maßgabe des revidirten Geſellſchaftsſtatuts, jedoch ohne Beſchränkung hinſichtlich 
des Wohnortes der zu wählenden Mitglieder, ſtatt. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt die Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte 
der Mitglieder erforderlich. 

Der Verwaltungsrath hat zugleich das Intereſſe der Altona-Kieler Eifenbahn- 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver- 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Den Mitgliedern des Verwaltungsrathes werden nach $. 38 des revidirten 
Geſellſchaftsſtatuts ihre baaren Auslagen erſtattet und Tagegelder nach dem bis— 
herigen Satze bewilligt. 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Altona⸗ 
Kieler Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel im II. Quartale des Rechnungs- 
jahres ſtatt. 

§. 4. 


Der Staat gewährt den Inhabern der Aktien der Altona-Kieler Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bis zum Eintritt der Liquidation (§. 8): 
1) eine feſte jährliche Rente von 9 Prozent des Nominalbetrages, alſo 
von 41, Mark pro Aktie à 450 Mark, welche mittelft Abſtempelung 
auf den Aktien vermerkt wird, ſowie 


2) eine bei dieſer Abſtempelung fällig werdende einmalige baare Zuzahlung 
von 13,50 Mark pro Aktie. 


Die Zahlung der Rente erfolgt postnumerando am 2. Januar jeden Jahres 
gegen Rückgabe der bisherigen Dividendenſcheine. Nach der Fälligkeit des letzten 
derſelben werden gegen Rückgabe des bisherigen Talons Rentenkupons und Talons 
nach den anliegenden Formularen ausgereicht. Dividendenſcheine reſp. Renten⸗ 
kupons, welche nicht innerhalb vier Jahren nach dem Fälligkeitstermin zur Ent⸗ 
gegennahme der Zahlung präſentirt werden, verfallen ohne Weiteres zum Vortheile 
der Penſionskaſſe der Altona-Kieler Eiſenbahnbeamten, jedoch mit der Maßgabe, 
daß die der Kaſſe zugefloſſenen Rentenbeträge, ſoweit deren nachträgliche Zahlung 
bei ſpäterer Präſentation der Zinspapiere von dem Miniſter der öffentlichen Ar- 
beiten aus Billigkeitsrückſichten angeordnet werden ſollte, zurückzuerſtatten find. 


5. 5. 


Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft 
bleiben ihre Rechte bezüglich des Altona-Kieler Eiſenbahnunternehmens unge 
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ſchmälert vorbehalten. Der Staat wird die Altona-Kieler Eiſenbahn nebſt allem 
Betriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör zunächſt als einen getrennten Vermögens⸗ 
komplex verwalten. 

Der Staat iſt jedoch berechtigt, das geſammte Altona-Kieler Eiſenbahn— 
unternehmen oder einzelne Theile deſſelben mit anderen Staats- oder vom Staate 
verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung zu vereinigen. 

Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, daß für 
dieſen Fall die Altona Kieler Eiſenbahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben der ver- 
einigten Bahnen in folgender Weiſe partizipirt: 

1) an den Koſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß der 

Bahnlänge; 

2) 15 den Koſten der Bahnverwaltung nach Maßgabe der wirklichen Aus- 

gaben 


f 3) an den Koſten für die Transportwerwaltung nach Verhältniß der durch⸗ 
j laufenen Lokomotiv- und Wagenachskilometer. 


Im Falle der Abtrennung einzelner Theile des Unternehmens und der Ver— 
einigung derſelben mit anderen Staats- oder vom Staate verwalteten Privat⸗ 
eiſenbahnen zu einer gemeinſamen Verwaltung wird der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten diejenige Königliche Behörde beſtimmen, welche die Funktionen des Vor⸗ 
ſtandes der Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft wahrzunehmen hat. 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten iſt berechtigt, den Beginn des Rech⸗ 
nungsjahres für das Altona-Kieler Eiſenbahnunternehmen auf einen anderen Zeit⸗ 
punkt, als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern dieſe Verlegung 
erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten Rechnungsjahres 
bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden Rechnungsjahre 
zugerechnet. 


$. 6. 


Der Staat ift berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus der Begebung 
der Prioritäts⸗Obligationen der Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe 
des Bedürfniſſes zu verwenden, ſowie den noch nicht begebenen Theil der Prioritäts⸗ 
Obligationen für Rechnung des Unternehmens zu begeben, endlich auch den Dis⸗ 
poſitionsfonds der Schleswigſchen Eiſenbahnen nach Maßgabe des F. 4 des Ver⸗ 
trages vom 4. Auguft 1865, betreffend die Uebernahme der Schleswigſchen Eiſen— 
bahnen, weiter zu verwenden. 


5. 7. 


Der Staat iſt verpflichtet, ſpäteſtens ein Jahr nach der Uebernahme der 
Verwaltung ſeitens des Staates den Inhabern von Aktien der Altona-Kieler 
Eiſenbahngeſellſchaft gegen Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer 
Aktien nebſt zugehörigen Dividendenſcheinen und Talons, Staatsſchuldverſchrei⸗ 
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bungen der vierprozentigen konſolidirten Anleihe, und zwar für je zehn Aktien 
a 450 Mark Staatsſchuldverſchreibungen zum Geſammtnennwerthe von zehn— 
tauſend dreihundert und fünfzig Mark anzubieten. 

Sofern bei dem Umtauſche die mit einzuliefernden Dividendenſcheine fehlen 
ſollten, werden die Kupons der Staatsſchuldverſchreibungen für die entſprechende 
Zeit zurückbehalten. Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär 
der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht aus. 

Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich von der Perfektion dieſes 
Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme gewährt, wogegen die 
Vorſchriften im F. 21 des revidirten Geſellſchaftsſtatuts außer Kraft treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vier Wochen vor dem 
Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um— 
tauſche wird der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 

Den Mitgliedern der Direktion werden die von ihnen in ihrer amtlichen 
Eigenſchaft deponirten Aktien nach dem Uebergange der Verwaltung des Altona— 
Kieler Eiſenbahnunternehmens auf den Staat alsbald zurückgegeben. Den Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsrathes bleiben bezüglich der von ihnen in ihrer amtlichen 
Eigenſchaft deponirten Aktien die in dieſem Vertrage den Inhabern der Aktien 
eingeräumten Rechte bis zur Beendigung der im F. 8 vorgeſehenen Liquidation 
gewahrt. 


F. 8. 


Die Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Staate das Recht ein, 
zu jeder Zeit, jedoch nicht vor dem Ablauf der für den Umtauſch der Aktien in 
Staatsſchuldverſchreibungen ($. 7) feſtzuſetzenden Friſt das Eigenthum der Altona- 
Kieler Eiſenbahn mit ihrem geſammten unbeweglichen und beweglichen Zubehör, 
insbeſondere mit ihrem Betriebsmaterial, überhaupt mit allen an dem Unter— 
nehmen der Altona ⸗Kieler Eiſenbahn haftenden Rechten und Verpflichtungen zu 
erwerben und die Auflöſung der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft auf Grid 
der nachſtehenden Beſtimmungen ohne Weiteres herbeizuführen. Falls der Staat 
ſich hierzu entſchließt, hat er b 
1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen Schulden der 
Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner zu übernehmen; 

2) den Liquidatoren den Kaufpreis von 33 210 000 Mark unter Anrech— 
nung des auf die umgetauſchten Aktien entfallenden Betrages behufs 
ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Inhaber der Aktien zur Verfügung 
zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufßpreiſe abzuliefern. 
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Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 

Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staates erforder— 
lichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte 
der Altona⸗Kieler Verwaltung zur Abgabe der Auflaſſungserklärungen ermächtigt 
ſein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu 
Berlin, eventuell die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahn-⸗Aufſichtsbehörde be⸗ 
nennen wird. 

Die Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, in anderer Weiſe 
ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu ändern oder 
auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern oder zu ver— 
pfänden, Aktien zu emittiren und Anleihen aufzunehmen. 


$. 9. 


Das geſammte Beamten- und Dienſtperſonal, mit Ausnahme der Mit⸗ 
glieder der Direktion und des Syndikus der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft, 
tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der 
Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueber⸗ 
ganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. Die Penſions- und Unterſtützungs⸗ 
kaſſe der Altona⸗Kieler Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Statut beſtehen, 
wenn nicht mit Zuſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der 
genannten Kaſſe mit den entſprechenden Kaſſen der mit der Altona-Kieler zu einer 
Verwaltung vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen 
zu Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe von der Altona⸗ 
Kieler Bahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen Rechte der 
Geſellſchaft und der Direktion werden künftig durch die mit der Verwaltung der 
Altona⸗Kieler Eiſenbahn beziehungsweiſe mit der Funktion des Vorſtandes der 
Geſellſchaft ($. 3) betraute Königliche Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen Mitglieder der Direktion und der Syndikus erhalten im Falle 
der Aufgabe der ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen bei dem Ueber⸗ 

ange der Verwaltung des Altona-Kieler Unternehmens auf den Staat eine ſeitens 
des Verwaltungsrathes nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende Abfindung. Dieſe 
Abfindung ſoll für ſämmtliche Direktionsmitglieder und den Syndikus den Betrag 
von 469400 Mark nicht überſteigen und aus dem Reſervefonds entnommen 
werden. Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen 
des Uebertritts der einzelnen Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen 
werden ſollte, um die darin zu vereinbarenden Beträge. 

Geſ. Samml. 1884. (Nr. 8970.) 
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Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1884 erlangt worden iſt. 


9. ,TE 
Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, 
ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 
§. 12. 
Der Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
$. 13. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. ; 
Berlin, den 1. November 1883. 
(L. S.) Rüdorff. (L. S.) Fleck. 
(L. S.) Schmidt. (L. S.) Kirchhoff. 
Altona, den 31. Oktober 1883. 
Die Direktion der Altona Kieler Eiſenbahngeſellſchaft. 


B. Geske. H. Tellkampf. Metzener. 
Chr. Kruſe. Ad. Meyer. (L. S.) 
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1 
Serie —— NM 2 
— Rentenkupon 
für die 
Aktie 7 der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft. 

8 Mark (in Buchſtaben _) hat der Inhaber dieſes 
Kupons vom 2. Januar —— ab aus BEST BETTER ne 
. oder der —Kaſſe 


uu — iu erheben, ſofem nicht imifchen die Auf 
löſung der Geſellſchaft gemäß §. 8 des von der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft 


unter dem 1 Sttober 1883 mit dem Staate abgeſchloſſenen Vertrages (Geſetz⸗ 


1. November 


„den — 2 18.— 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Facſimile.) 
Talon 
zu der 


Aktie 1 — der Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft. 


erhoben wird, in welchem Falle die Ausreichung der neuen Kupons an den In 
haber der Aktie erfolgt. 


— 8 F 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Facſimile.) 


— — — 
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Anlage 6. 


Vertrag, 
betreffend 


den Erwerb des im Fuͤrſtenthume Schaumburg-Lippe belegenen Theiles 
der Hannover-Mindener Eiſenbahn für den Preußiſchen Staat. 


Juiſchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch den Ge— 
heimen Ober⸗Baurath Grüttefien und den Geheimen Regierungsrath Sipman, 
als Kommiſſarien des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, und den Geheimen 
Finanzrath Schmidt, als Kommiſſar des Finanzminiſters, einerſeits, und der 
Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Rentkammer, vertreten durch den Fürſtlichen 
Geheimen Kammerrath König, andererſeits — und zwar ſeitens der Erſteren 
unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung — iſt folgender Vertrag ab— 
geſchloſſen worden: 


Artikel 1. 


Die Fürſtliche Rentkammer zu Bückeburg, in Vertretung des Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippiſchen Schatullguts, überträgt das zum letzteren gehörige Eigen— 
thumsrecht an dem auf Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchem Staatsgebiete belegenen 
Theile der Hannover⸗Mindener Eiſenbahn mit allem beweglichen und unbeweglichen 
den S 5 mit allen darauf ruhenden Rechten und Pflichten auf den Preußi⸗ 

en Staat. 

Die Eigenthumsübertragung erſtreckt ſich auf den geſammten Fürſtlichen 
Bahnbeſitz in demjenigen Umfange, in welchem derſelbe auf Grund des zwiſchen 
der vormals Hannoverſchen und der Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung über den 
Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Hannover nach Minden geſchloſſenen Ver— 
trages vom 4. Dezember 1845 ſchon gegenwärtig in der Verwaltung des Preußi— 
ſchen Staates ſich befindet. 

Die örtliche Abgrenzung des auf Preußen übergehenden Grundeigenthums 
erfolgt, ſoweit erforderlich, durch beſondere Kommiſſarien an Ort und Stelle. 

Die Fürſtliche Rentkammer wird ſämmtliche Akten über den Erwerb der 
in das Eigenthum Preußens übergehenden Grundſtücke an die Preußiſche Staats— 
eiſenbahnverwaltung herausgeben. Sie leiſtet ferner Gewähr dafür, daß Abrech— 
nungen oder ſonſtige Verpflichtungen aus der Bauzeit nicht rückſtändig find, ins⸗ 
beſondere Grunderwerbsregulirungen und Prozeſſe nicht ſchweben. 


ER 


Artikel 2. 


Vom 1. April 1883 ab gehen auf den Preußiſchen Staat die geſammten 
Nutzungen und Laſten des im Artikel 1 bezeichneten Fürſtlichen Bahnbeſitzes über, 
fo daß der nach Abzug der geſammten Unterhaltungs>, Betriebs- und Verwaltungs⸗ 
koſten verbleibende Reinertrag dem Preußiſchen Staate ausſchließlich zufließt. 


Artikel 3. 


Der Preußiſche Staat gewährt der Fürſtlichen Schatulle eine Kapitals⸗ 
abfindung von 13 000 000 Mark, in Worten Dreizehn Millionen Mark, welche 
binnen drei Monaten nach erfolgter Publikation dieſes Vertrags in der Preußiſchen 
Geſetz-Sammlung und ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1884 in vierprozentigen Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen der Preußiſchen konſolidirten Anleihe, unter Anrechnung der⸗ 
ſelben zum Nennwerthe, an die Fürſtliche Kammerkaſſe zu Bückeburg zu entrichten 
und vom 1. April 1883 ab bis zu dem Tage, mit welchem die Verzinſung der 
Staatsſchuldverſchreibungen beginnt, zu 4 Prozent baar zu verzinſen iſt. 


Artikel 4. 


Den Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Eiſenbahnbeamten, welche zur Zeit 
der Perfektion dieſes Vertrages beim Betriebe der Fürſtlichen Bahnſtrecke beſchäftigt 
find, wird der Uebertritt in den Königlich Preußiſchen Staatsdienſt geſtattet. 

Diejenigen Beamten, welche von dieſer Befugniß Gebrauch machen wollen, 
ſind berechtigt, aus der „Penſions⸗, Wittwen⸗, Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe 
für die Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Eiſenbahnbeamten“ auszuſcheiden. Den 
übertretenden Beamten wird für den Fall ihrer Penſionirung bei der Berechnung 
ihres Ruhegehaltes die im Fürſtlichen Dienſte von ihnen bereits zurückgelegte Dienſt⸗ 
zeit mit in Anrechnung gebracht. Daſſelbe geſchieht bei der Berechnung der den 
Hinterbliebenen dieſer Beamten zuſtehenden Wittwen⸗ und Waiſengelder. 

Von den hiernach zu ermittelnden Ruhegehältern beziehungsweiſe Wittwen⸗ 
und Waiſengeldern hat die Fürſtliche Schatulle der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung denjenigen Theil zu erſtatten, welcher dem Verhältniß der vor dem 
1. April 1883 liegenden Dienſtzeit zu der in Anſatz gebrachten Geſammtdienſtzeit 
der betreffenden Beamten entſpricht. 

Diejenigen Fürſtlichen Eiſenbahnbeamten, welche von dem Rechte des Ueber⸗ 
tritts in den Königlich Preußiſchen Staatsdienſt keinen Gebrauch machen, verbleiben 
Fürſtliche Beamte und werden der Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung zur 
Dienſtleiſtung überwieſen. Die Regelung ihrer perſönlichen Verhältniſſe erfolgt in 
bisheriger Weiſe. Verſetzungen derſelben, welche aus dienſtlichen Rückſichten er⸗ 
forderlich werden ſollten, werden auf Antrag der Königlich Preußiſchen Staats— 
eiſenbahnverwaltung Fürſtlicherſeits vorgenommen. Die Kompetenzen der zur Dienſt⸗ 
leiſtung überwieſenen Fürſtlichen Beamten, ſofern deren Zahlung nicht direkt 
Preußiſcherſeits erfolgt, werden der Fürſtlichen Schatulle von Preußen erſtattet. 

Or. 8970.) 
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Die demnächſtige Penſionirung dieſer Beamten, ſowie eintretenden Falls 
die Gewährung von Wittwen⸗ und Waiſengeldern an die Hinterbliebenen derſelben 
erfolgt nach Maßgabe der für die Fürſtlichen Eiſenbahnbeamten beſtehenden Ber 
ſtimmungen für Fürſtliche Rechnung. 

Desgleichen werden die Ruhegehälter der bereits vor dem 1. April 1883 
in den Ruheſtand verſetzten Fürftlichen Beamten, ſowie die an die Hinterbliebenen 
der vor dieſem Zeitpunkte verſtorbenen Fürftlichen Beamten zu zahlenden Wittwen⸗ 
und Waiſengelder ausſchließlich Fürſtlicherſeits getragen. 

Die zur Zeit der Perfektion dieſes Vertrages beim Betriebe der Fürſtlichen 
Strecke der Hannover⸗Mindener Eiſenbahn mit Zuſtimmung der Preußiſchen Be⸗ 
triebsbehörde beſchäftigten Diätarien werden auf ihren Wunſch ſeitens der Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung ohne Schmälerung ihres bisherigen Dienſt⸗ 
einkommens weiter beſchäftigt werden. Erwerben dieſe Beamten demnächſt einen 
Penſionsanſpruch, ſo erfolgt die Feſtſtellung des Ruhegehaltes, ſowie der Wittwen— 
und Waiſengelder beziehungsweiſe die antheilige Uebernahme dieſer Benefizien ſeitens 
Preußens und der Fürſtlichen Schatulle nach denſelben Grundſätzen, welche oben 
bezüglich der in den Preußiſchen Staatsdienſt übertretenden etatsmäßig angeſtellten 
Beamten feſtgeſtellt ſind. 

Auf die Fonds der zur Zeit für die Fürſtlichen Eiſenbahnbeamten beſtehenden 
Penſions⸗, Wittwen⸗, Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe ſteht der Königlich Preußiſchen 
Regierung ein Anſpruch nicht zu; die für die beeideten Lohnarbeiter an der Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippiſchen Eiſenbahn ſeit dem Jahre 1864 eingerichtete Penſions⸗ und 
Wittwenkaſſe wird dagegen von der Königlich Preußiſchen Regierung mit allen 
Rechten und Pflichten übernommen und ihrem bisherigen Zwecke entſprechend 
weitergeführt. 

Artikel 5. 


Die Fürſtliche Schatulle leiſtet der Königlich Preußiſchen Regierung dafür 
Gewähr, daß — abgeſehen von der auf einzelnen kontributionspflichtigen Eiſenbahn⸗ 
grundſtücken zur Zeit bereits laſtenden Grund⸗ und Gebäudeſteuer — die den 
Gegenſtand dieſes Vertrags bildende Eiſenbahnſtrecke nebſt ſämmtlichem Zubehör 
auch nach Uebergang derſelben auf den Preußiſchen Staat während des im Ein- 
gange des Artikels 51 des Verfaſſungsgeſetzes für das Fürſtenthum Schaumburg⸗ 
Lippe vom 17. November 1868 bezeichneten Zeitraumes von der Heranziehung 
zu irgend welcher direkten Landesſteuer, möge dieſelbe in einer Staats- oder 
Kommunalſteuer beſtehen, befreit bleibt. Wenn trotzdem innerhalb jenes Zeitraums 
derartige Steuern oder Abgaben von dem auf Preußen übergehenden Bahnbeſitze 
erhoben werden ſollten, ſo werden die dafür aufzuwendenden Beträge von der 
Fürſtlichen Schatulle dem Preußiſchen Staate erſtattet. 


Artikel 6. 


Der zwiſchen der vormals Hannoverſchen und der Schaumburg⸗Lippiſchen 
Regierung über den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Hannover nach Minden 
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geſchloſſene Vertrag vom 4. Dezember 1845, ſoweit derſelbe Vereinbarungen privat⸗ 
rechtlicher Natur zum Gegenſtande hat, tritt außer Kraft. 


Artikel 7. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage her⸗ 
vorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


Artikel 8. 


Der auf den Preußiſchen Staat entfallende Antheil des zu dieſem Vertrage 
erforderlichen Stempels wird von der Fürſtlichen Schatulle übernommen beziehungs⸗ 
weiſe erſtattet. Zum Zwecke der Stempelberechnung wird der Werth des auf 
Preußen übergehenden Grundeigenthums auf 3 000 000 Mark (in Worten 
drei Millionen Mark), der Werth der Mobilien und des Betriebsrechts auf 
10 000 000 Mark (in Worten zehn Millionen Mark) angenommen. 


Artikel 9. 


Seitens der Fürſtlichen Rentkammer ſoll die Genehmigung Seiner Durch⸗ 
| laucht des regierenden Fürſten zu Schaumburg⸗Lippe und demnächſt ſeitens der 
Königlich Preußiſchen Regierung die Genehmigung der Preußiſchen Landesvertretung 
| zu dieſem Vertrage, ſobald als thunlich, herbeigeführt werden. 
| 
| 


So geſchehen zu Berlin, den 16. Mai 1883, 


N (L. S.) Ernſt Grüttefien. (I. S.) Otto König. 
| (L. S.) Ludwig Sipman. 
(L. S.) Guſtav Schmidt. 


Wir Adolph Georg, von Gottes Gnaden Fürft zu Schaumburg-Lippe ic. 


Nachdem Wir Unfere Rentkammer beauftragt haben, mit der Königlich 
Preußiſchen Staatsregierung wegen des Verkaufes des zu Unſerem Schatullgute 
gehörigen, innerhalb Unſeres Staatsgebietes belegenen Theiles der Hannover 
Mindener Eiſenbahn an den Preußiſchen Staat in Verhandlung einzutreten, und 
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dieſe Verhandlung ſodann zu dem bier neben angehefteten, von Unſerer Rent⸗ 
kammer, vertreten durch den Geheimen Kammerrath Otto König, mit der 
Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober— 
Baurath Grüttefien und den Geheimen Regierungsrath Sipman, als Kom⸗ 
miſſare des Königlich Preußiſchen Miniſters der öffentlichen Arbeiten, und den 
Geheimen Finanzrath Schmidt, als Kommiſſar des Königlich Preußiſchen Finanz— 
miniſters, vorbehältlich Unferer Genehmigung abgeſchloſſenen Vertrage, betreffend 
den Erwerb des im Fürſtenthum Schaumburg-Lippe belegenen Theiles der Hannover⸗ 
Mindener Eiſenbahn für den Preußiſchen Staat de dato Berlin, den 16. Mai 1883 


nebſt Schlußprotokoll von eben demſelben Tage geführt hat, ſo genehmigen Wir 
dieſen Vertrag hiermit ſeinem ganzen Inhalte nach. 


Urkundlich deſſen haben Wir dieſe Urkunde eigenhändig vollzogen und mit 
Unſerem Fürſtlichen Inſiegel belegen laſſen. 


Gegeben Bückeburg, den 29. Mai 1883. 


(L. S.) Adolph Georg. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


